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D ie aktuelle gesellschaftlich-
politische Lage ist geprägt von 
einem Erstarken antidemokra-

tischer Kräfte und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit gegenüber 
Menschen mit Migrationshintergrund, 
mit körperlichen oder seelischen 
Beeinträchtigungen, wegen ihrer 
Religion oder sexuellen Orientierung. 
Verschwörungsideologien nehmen zu, 
und auch eine zunehmend radikalisier-
te und polarisierende Debattenkultur 
lässt sich erkennen. Mit Blick auf diese 
Entwicklungen stellt sich die Frage, 
wie auch die Erziehungs-, Jugend- und 

Familienberatung ein Ort sein kann, an 
dem diesen Tendenzen durch aktive 
Demokratieförderung entgegenge-
wirkt werden kann, um Kindern und 
Jugendlichen ein Aufwachsen in einer 
demokratischen Gesellschaft zu er-
möglichen (vgl. Der Kinderschutzbund 
Bundesverband e. V., 2024, S. 102). 
Die vorliegende bke-Stellungnahme 
befasst sich demnach damit, wie in 
den Erziehungs-, Jugend- und Familien-
beratungsstellen Demokratieförderung 
bereits geschieht, welches zusätzliches 

Handeln sinnvoll und geboten ist, und 
welche Rahmenbedingungen hierfür 
notwendig sind. 

Werte in den 
Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen

In den bke-Qualitätsstandards QS EB 
heißt es: »Beratungsstellen sind offen 
für alle Menschen im Sozialraum, 
unabhängig von Sprache, Religion, 
Herkunft, Kultur, politischer Ausrich-
tung, Geschlecht, sexueller Orientie-

rung oder Teilhabemöglichkeit« (bke 
2022, S. 39). Damit orientiert sich die 
bke in ihrer Haltung an Art. 3 Abs. 3 
des Grundgesetzes (GG): »Niemand 
darf wegen seines Geschlechts, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauung benachteiligt 
oder bevorzugt werden. Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachtei-
ligt werden.« Bei den meisten Einrich-
tungen und freien Trägern ist dieses 

Grundrecht in Form von Leitbildern, in 
Konzeptionen, Hausordnungen oder 
dergleichen verschriftlicht und bei allen 
Grundlage der täglichen Arbeit. 

Wie aber reagieren Mitarbei
ter*innen von Erziehungsberatungs-
stellen, wenn Menschen Beratung 
aufsuchen, die dieses Grundrecht 
missachten, indem sie es anderen Men-
schen nicht zugestehen? Welche Hand-
lungsspielräume und Möglichkeiten 
gibt es, wenn Ratsuchende in Bera-
tungsgesprächen andere Bevölkerungs-
gruppen oder auch Mitarbeiter*innen 
von öffentlichen Einrichtungen (Schu-
len, Kitas, Jugendämtern usw.) auf-
grund ihrer Weltanschauung, Herkunft, 
sexuellen Orientierung oder Religion 
stark und pauschal abwerten, Symbole 
von verfassungsfeindlicher politischer 
Orientierung offen zur Schau stellen 
oder zum Beispiel ihren Kindern die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben nur unter religiös oder politisch 
motivierter Beschränkung erlauben? 
Welche Handhabe gibt es, wenn man 
im eigenen Team mit Kolleg*innen mit 
abwertenden Vorurteilen oder grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit 
konfrontiert wird? 

Wichtig ist in dem Zusammenhang 
ein grundsätzliches Bewusstsein darü-
ber, dass das Thema Demokratieförde-
rung Teil des Auftrags von Erziehungs- 
und Familienberatungsstellen ist. Der 
Gedanke der Demokratieförderung 
(sowie der der Entnazifizierung) spielte 
eine bedeutende Rolle bei der flächen-
deckenden Entstehung von Erziehungs-
beratungsstellen in der Bundesrepublik 
Deutschland der Nachkriegszeit. Er 
lässt sich zurückverfolgen bis hin zur 
Entstehung der ersten Erziehungsbera-
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tungsstellen um Alfred Adler im Wien 
der 1920er Jahre. 

Viele Grundlagen der Beratung 
und der daraus folgenden Haltungen 
und pädagogisch-psychologischen 
Implikationen basieren auf den in 
Kinderrechten, Menschenrechten und 
im Grundgesetz formulierten Werten, 
welche auch das Fundament des in 
Deutschland insgesamt geltenden 
Rahmens der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung bilden. Nach 
aktuellem Forschungsstand hängt 
das Kindeswohl mit vielen der dort 
formulierten Prinzipien zusammen. 
Darüber sind die zwei zunächst mög-
licherweise getrennt wahrgenommen 
Bereiche der politischen Bildung und 
Demokratieförderung einerseits und 
die der Familienbildung und -beratung 
andererseits inhaltlich und im Auftrag 
miteinander verknüpft bzw. bedin-
gen sich. Daraus ergibt sich auch im 
Sinne der Kinder und Jugendlichen, auf 
deren Wohl Beratung in letzter Instanz 
ausgerichtet ist, die Relevanz der Aus-
einandersetzung mit dem Thema der 
Demokratieförderung in den Beratungs-
einrichtungen angesichts der aktuellen 
gesellschaftlichen Entwicklungen.

Elemente der Förderung von 
demokratischem Denken 
und Handeln
Die Theorien, wie es dazu kommt, dass 
Menschen andere (Menschengruppen) 
stark abwerten, sich radikalisieren, 
sich in Gruppen einfügen, die sich 
von demokratischen Strukturen und 
Ideen abwenden oder sich Verschwö-
rungsideologien zuwenden, sind sehr 
vielfältig. Ideen, wie man diese Men-
schen erreicht oder präventiv gegen 
solche Entwicklungen tätig werden 
kann, finden sich in Konzepten zur 
Demokratieförderung. Der AWO Bun-
desverband empfiehlt beispielsweise, 
in den eigenen Strukturen für werte
orientiertes Handeln zu sensibilisieren 
und Mitarbeiter*innen zu qualifizieren, 
um im Umgang mit menschen- und 
demokratiefeindlichen Phänomenen 
zu unterstützen (AWO Bundesverband 
e. V., 2024). Die häufigen Schlag-
worte sind dabei: Partizipation und 
Teilhabe, Abbau von Vorurteilen 
durch Gemeinsamkeit und Empathie, 
Vielfalt, Bildung und Aufklärung (vgl: 
BMFSFJ: Demokratie Leben! https://
www.demokratie-leben.de/). Nun sind 

Erziehungs- und Familienberatungsstel-
len keine Zentren politischer Bildung, 
dennoch sind Beratungshaltung und 
-methodik in den Beratungsstellen 
in einem engen Zusammenhang mit 
den Mitteln der Demokratieförderung 
zu sehen. Berater*innen agieren als 
Vorbild durch respektvolle, vorurteils-
freie, inklusive Sprache, durch eine 
wertschätzende, allparteiliche Grund-
haltung in Beratungsgesprächen und 
durch Förderung von Empathie; der 
Fähigkeit zur Perspektivübernahme 
und zu gegenseitigem Verständnis 
auf persönlicher Ebene. Dies kann 
Generalisierungseffekte hervorrufen 
und gegen Radikalisierungstendenzen 
starkmachen oder immunisieren. 
Mitfühlende Empathie lässt uns über 
das bloße Verstehen der emotionalen 
Erfahrungen anderer hinausgehen und 
zwingt uns, substanzielle Maßnahmen 
zu ergreifen, um Veränderungen herbei-
zuführen. Viele Graswurzelbewegungen, 
die dem Namen nach aus der Basis der 
Gesellschaft entstanden sind, basieren 
auf dem Verständnis, dass Menschen 
nicht nur leiden, sondern dass auch 
etwas dagegen getan werden muss. 
Bewegungen wie die für soziale und 
ethnische Gerechtigkeit oder Men-
schen- und Tierrechte wurden von dem 
Imperativ inspiriert, Mitgefühl in Taten 
umzusetzen (Singer & Klimecki, 2014).

Was bereits geschieht –  
konkrete Beratungs- 
methoden, die ein demokra- 
tisches Miteinander fördern
Wertschätzende, inklusive,  
gewaltfreie Sprache
Klient*innen erleben ein respektvolles 
und gewaltfreies Reden über ihre 
Themen, erleben ggf. aber auch ein 
respektvolles Reden über andere (Men-
schengruppen) und die Gesellschaft.

Förderung von Empathie 
Wer empathisch mit dem Leid an-
derer ist, ist weniger offen für grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit. 
Klient*innen erfahren Empathie für 
das eigene Leid, werden ggf. dadurch 
offener für das Leid anderer.

Perspektivwechsel, Reframing
Klient*innen erleben, dass jedes ne-
gativ bewertete Ereignis, jede negativ 
bewertete Eigenschaft oder Verhaltens-

weise in einem anderen Kontext, zu 
einer anderen Zeit, aus einer anderen 
Perspektive sinnvoll und hilfreich 
sein kann. Klient*innen nehmen bei 
Berater*innen Verständnis für die eige-
ne Geschichte und die einer anderen 
Person wahr (z. B. im Mediationspro-
zess).

Förderung von Konfliktlösestrategien 
und gewaltfreier Kommunikation
Klient*innen lernen in Gruppen, in der 
Familienmediation oder im Mediations-
prozess zwischen getrennten Eltern, 
Konflikte gewaltfrei zu lösen, die 
Perspektive des anderen zu sehen und 
Kompromisse zu finden.

Beteiligung und Einsatz  
für die Schwächeren
Klient*innen erleben, dass sie Wahl-
möglichkeiten bzw. Mitbestimmungsop-
tionen im Beratungsprozess haben. Die 
Rechte der Kinder (als schwächere Teile 
des Familiensystems) werden in den 
Blick gebracht und gestärkt. Wünsche 
und Beschwerden von Klient*innen 
werden ernstgenommen und es wird 
nach Lösungen gesucht.

Rechtliche Rahmen-
bedingungen: Strafgesetz 
und Kinderschutz gemäß 
§ 8a SGB VIII
Konkret sehen sich Fachkräfte in der 
Beratung oftmals mit Handlungen 
und Verhaltensweisen Ratsuchender 
konfrontiert, die sie selbst trotz eigener 
wertneutraler und offener Haltung ab-
lehnen. Die innerhalb der Gesellschaft 
zu beobachtende Diskursverschie-
bung, die bewusste Polarisierung, die 
Enthemmung bei der Verbreitung von 
(rechtsextremistischen und rechtspopu-
listischen) Erzählungsmythen sowie das 
Verbreiten von Verschwörungstheorien 
machen auch vor der Erziehungsbera-
tung nicht Halt. Für Fachkräfte stellt 
sich die Frage, welche Haltungen und 
Positionen von Ratsuchenden, die auch 
durch Kleidung oder Tätowierungen 
nach außen hin zur Schau gestellt 
werden, innerhalb eines freiheitlich 
demokratischen Diskurses als abwei-
chende Meinung hingenommen werden 
müssen, und wann ein Einschreiten, 
trotz beraterischer Allparteilichkeit, nö-
tig und geboten ist. Offensichtliche und 
ganz grundlegende Haltelinien lassen 
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sich in gesetzlichen Regelungen finden. 
Es gibt gesetzliche Rahmenbedin-
gungen, die ein bewusstes Einschreiten 
der Fachkraft rechtlich ermöglichen. Ob 
dieses Einschreiten allerdings im Sinne 
des Kindeswohls die Beratung fördert 
oder gar fachlich geboten ist, steht auf 
einem ganz anderen Blatt. Beispiels-
weise können in diesem Zusammen-
hang die Grundgedanken der Straf-
tatbestände §§ 86a »Verwenden von 
Kennzeichen verfassungswidriger Orga-
nisationen«, 90, 90a, 90b, 90c (Verun-
glimpfen des Bundespräsidenten, des 
Staates, von Verfassungsorganen, der 
Europäischen Union) des Strafgesetz-
buches (StGB) herangezogen werden. 

Innerhalb einschlägiger Kreise wer-
den zudem Symbole oder Kennzeichen 
verwendet, die sich bewusst in der 
Grauzone der Strafbarkeit bewegen. 
Die Prüfung von Straftatbeständen 
stellt allerdings nicht die Hauptaufgabe 
von Fachkräften der Erziehungsbera-
tung dar. Auch Jurist*innen streiten 
trefflich über die entsprechende Einord-
nung von Zeichen und Parolen. Nur die 
klaren Fälle sind auch für Jurist*innen 
gut einzuordnen. Wer offen mit einem 
Hakenkreuz am Revers in die Beratung 
kommt, trägt ein dem § 86a StGB 
unterfallenden Gegenstand. Bei offen 
zur Schau gestellter entsprechender 
Haar- und Barttracht ist dies hingegen 
nicht der Fall. Von § 86a StGB »eben-
falls nicht erfasst sind die oft abstrus 
erscheinenden ›Geheimsymbole‹, die 
von Anhänger*innen der verbotenen 
Organisationen zur pseudo-heimlichen 
Demonstration ihrer Gesinnung erson-
nen werden. Dazu gehört etwa bei NS-
Anhänger*innen der verbreitete Zahlen- 
und Buchstaben-Fetischismus, z. B. die 
Zahlen 18 (alphabetisch AH = »Adolf 
Hitler«) oder 88 (alphabetisch HH »Heil 
Hitler«)« (Fischer § 86a Rn. 12a). 

Ratsuchende mit eindeutigen Kenn-
zeichen am Revers bilden (hoffentlich) 
die Ausnahme. Daher sollte keinesfalls 
vorschnell die Einladung angenommen 
werden, das eigentliche Beratungsan-
liegen zu verlassen und sich auf das 
ungewohnte Terrain »ist Zeichen x, y 
strafbar oder nicht, und wie gehen wir 
beispielsweise mit einer Tätowierung 
um« zu begeben. Dennoch ist es sinn-
voll, einen groben Eindruck von häufig 
verwendeten Zeichen zu haben. Einen 
ersten Überblick, welche Symbole 
verboten sind, bietet das Bundesamt 
für Verfassungsschutz in einer Broschü-

re (Bundesamt für Verfassungsschutz, 
2022). Eine interaktive etwas spiele-
rische Annäherung stellt die Bundes-
zentrale für politische Bildung (2022) 
zur Verfügung.

Allerdings ist in diesem Zusammen-
hang bereits darauf hinzuweisen, dass 
die beraterische Einschätzung, was ei-
nen Straftatbestand erfüllt und was an-
dererseits auf jeden Fall toleriert wer-
den muss, oftmals nicht übereinstimmt. 
Strenggenommen erfüllt rein juristisch 
gesehen das Tragen eines sog. FDJ-
Hemds, also des Uniformhemdes der in 
der »westdeutschen Bundesrepublik« 
verbotenen »Freien Deutschen Jugend« 
grundsätzlich ebenfalls den Straftat-
bestand des § 86a StGB. Rein rechts-
dogmatisch wird durch das Tragen des 
FDJ-Hemdes ebenfalls der Tatbestand 
des § 86a StGB verwirklicht, obgleich 
es nach dem Rechtsempfinden vieler 
moralisch völlig anders zu bewerten ist 
als die Verwendung von nationalsozia-
listischen Symbolen oder Kennzeichen.

Je nach Situation und Abwägung 
sollte die Reaktion einer Fachkraft auf 
(vermeintlich) strafbares, demokratie-
gefährdendes Verhalten Ratsuchender 
unterschiedlich ausfallen. Das Spek-
trum reicht von bewusstem Ignorieren 
und zurückhaltendem Beobachten über 
indirektes Ansprechen bis zu direktem 

Bitten/Auffordern, bestimmte Äuße-
rungen zu unterlassen oder das Tragen 
von entsprechenden Kennzeichen 
(z. B. Tattoos, Aufnäher oder Bilder auf 
Bekleidung) zu verdecken, um einer 
klaren Positionierung der Fachkraft 
Nachdruck zu verleihen und um sich 
dennoch sodann dem eigentlichen 
Beratungsanliegen widmen zu können. 
Der Abbruch der Beratung und das 
Stellen einer Strafanzeige sollten mit 
Blick auf das Kindeswohl aber immer 
nur Ultima Ratio bleiben und nicht vor-
schnell in Erwägung gezogen werden. 

Hilfreich sind vorherige Absprachen 
im Team und die Hinzuziehung der 
Leitung, wie, zu welchem Zeitpunkt 

gehandelt wird oder (bewusst) nicht. 
Einige Träger und Verbände haben Leit-
linien zum Umgang mit entsprechenden 
Akteuren erlassen, so zum Beispiel die 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder und 
Jugendhilfe (AGJ, 2024)

Abwägung zwischen dem 
Elterngrundrecht und dem 
Recht auf gedeihliches 
Aufwachsen 
Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG gewährt das 
Grundrecht auf eine staatsfreie Verwirk-
lichung der individuellen Erziehungs-
vorstellungen (elterliches Erziehungs-
recht bzw. die sog. Elternautonomie). 
Sobald, aber auch erst dann, wenn die 
Schwelle zur Kindeswohlgefährdung 
überschritten wird, ist der Staat nach 
Art. 6 Abs. 2. S. 2 GG als Wächter 
(Staatliches Wächteramt) zum Eingriff 
in die Elternautonomie berechtigt, 
wenn die Eltern nicht bereit oder in der 
Lage sind, die Kindeswohlgefährdung 
abzuwenden oder an der Abwendung 
mitzuwirken (§ 1666 BGB). Anders 
ausgedrückt findet das Elternrecht 
dort seine Grenzen, wo Eltern in dieser 
Rolle versagen oder ihre elterliche 
Sorge missbrauchen und hierdurch das 
Wohl ihrer Kinder gefährdet ist. Von 

Kindeswohlgefährdung spricht man im 
Fall einer »gegenwärtige(n), in einem 
solchen Maß vorhandenen Gefahr, dass 
sich bei weiterer Entwicklung ohne In-
tervention eine erhebliche Schädigung 
mit ziemlicher Sicherheit voraussagen 
lässt« (BVerfG in FamRZ 15, 112; BGH 
in FamRZ 16, 1752) – (Fritzsche, Pune-
ßen, 2017).

Der Elternautonomie aus Art. 6 GG 
ist durch das Grundrecht der Kinder 
auf gedeihliches Aufwachsen und freie 
Entfaltung und Entwicklung der eige-
nen (kindlichen) Persönlichkeit (Art. 2 
Abs. 1, Art. 1 GG) eine Grenze gesetzt. 
Nach Überschreiten der Schwelle zur 
Kindeswohlgefährdung ist der Staat 

Das Elternrecht findet dort  
seine Grenzen, wo Eltern  
in dieser Rolle versagen. 
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nicht nur zum Eingriff ermächtigt, son-
dern verpflichtet. Hiervon abzugrenzen 
ist die Entwicklungsgefährdung (Peter-
mann et al., 2004) eines Kindes. Hie-
runter ist ein Zustand zu verstehen, der 
bei ungehindertem Ablauf der Gescheh-
nisse eine Beeinträchtigung der freien 
und gesunden Entfaltung der Persön-
lichkeit eines Kindes ernstlich befürch-
ten lässt. Jede Kindeswohlgefährdung 
stellt eine Entwicklungsgefährdung dar, 
aber nicht jede Entwicklungsgefähr-
dung eine Kindeswohlgefährdung. »Erst 
wenn Eltern oder Sorgeberechtigte 
keine erkennbare Bereitschaft oder 
Fähigkeit zeigen, eine vorhandene er-
hebliche Entwicklungsgefährdung ihres 
jugendlichen Kindes wahrzunehmen 
und in geeigneter Weise abzuwenden 
(z. B. auch mit erzieherischen Hilfen), 
ist von einer Kindeswohlgefährdung im 
Jugendalter auszugehen« (Lillig, 2012, 

S. 9). Bei der Wahl, welche Interven-
tion durch die Fachkraft angemessen, 
aber auch ausreichend ist, sollte stets 
der Grad des potenziellen Schadens 
und die Wahrscheinlichkeit seines 
Eintrittes mitbedacht werden, da jede 
Intervention letztlich einen Eingriff in 
die Elternautonomie darstellt. 

Auch hier bietet sich eine Annähe-
rung über Extremfälle an. Beispiels-
weise ist völlig klar, dass in einer 
Situation eines akut erkrankten Kindes, 
das ohne adäquate medizinische Ver-
sorgung erheblichen Schaden nehmen 
wird, in das elterliche Erziehungsrecht 
eingegriffen werden muss, wenn die 
Eltern aus (z. B. religiösen) Gründen 
eine Behandlung ablehnen. Schwieriger 
zu beurteilen ist die Sachlage bei-
spielsweise, wenn der potenzielle Grad 
einer Schädigung und der Wahrschein-

lichkeitsmaßstab des Eintrittes nicht 
hinreichend beurteilt werden können. 
Zu denken ist hier beispielsweise an 
die Frage einer verpflichtenden Imp-
fung eines Kindes, welche die Eltern 
aus Gründen der eigenen Überzeu-
gung ablehnen. Um den potenziellen 
Schaden und die Wahrscheinlichkeit 
seines Eintritts einschätzen zu können, 
werden in einer Handreichung zum 
Umgang mit extremistischen Familien 
(Fritzsche & Pruneßen, 2017) u. a. 
folgende mögliche Aspekte der Kindes-
wohlgefährdung benannt, die, teilweise 
oder mit Ergänzung auch auf Bereiche 
von Sekten oder rechtsextremen und 
völkischen Familien übertragbar sind 
(ebd.). Diese können für die eigene Be-
ratungspraxis individuelle Leitlinien bil-
den, um die potenzielle Schadenstiefe 
und den Wahrscheinlichkeitsmaßstabes 
des Schadenseintrittes zu beurteilen: 

•	 beträchtliche gesellschaftliche Isola-
tion und Außenseiterrolle 

•	 Unterdrückung persönlicher Bin-
dungen zu Andersdenkenden, 
Andersgläubigen 

•	 Kontrollpraktiken und Beschwörung 
von Schuldgefühlen

•	 stark angsterzeugend (bspw. durch 
dämonische Bilder) 

•	 überzogene Verhaltensregeln
•	 Einschränkungen der kindlichen 

Autonomie und bei rechtsextremen 
oder völkischen Familien zusätzlich: 

•	 überfordernde Loyalitätskonflikte 
(bspw. Werte in der Familie vs. 
Werte in der Betreuungseinrichtung/ 
Schule)

•	 autoritärer, auf Gehorsam und Unter-
werfung abzielender Erziehungsstil 
(ebd.).

In einer Informationsschrift des Lan-

des NRW zum Thema Umgang mit 
Verschwörungstheorien und Staats-
ablehnung werden folgende Punkte 
als relevant für die Prüfung auf Kin-
deswohlgefährdung benannt (Gollan, 
2024):
•	 soziale Isolation und Behinderung 

der kindlichen Entwicklung durch 
Schulverweigerung und Untertau-
chen

•	 Beeinträchtigung des seelischen Kin-
deswohls durch Überforderung und 
Ängste

•	 Verweigerung medizinischer Versor-
gung

•	 übermäßige ideologische Beeinflus-
sung

•	 Berührungspunkte der Kinder mit 
Kriminalität und Anleitung zur 
Rechtsuntreue.

»Die Familie kann also … ein Ort sein, 
in dem das Selbstbestimmungsrecht 
und die Entwicklungsbedürfnisse von 
Kindern nicht oder nur unzureichend 
beachtet werden« (Projekt Eltern 
stärken, 2020, S. 17 ) – durch Übernah-
me von Vorurteilen und Feindbildern, 
durch Einschränkungen, z. B. nicht mit 
(bestimmten) Kindern spielen zu dür-
fen, nicht zu sich nach Hause einladen 
zu dürfen, nicht an bestimmten Veran-
staltungen teilnehmen zu dürfen, nicht 
ausreichende medizinische Versorgung 
zu erhalten, nicht mehr am Schulunter-
richt teilzunehmen.

Eltern sind gemäß der UN-Kinder-
rechtskonvention in der Pflicht, ihr 
Kind in der Ausübung seiner aner-
kannten Rechte und in seiner Entwick-
lung entsprechenden Weise zu leiten 
und zu führen (Art. 5 UN-Kinderrechts-
konvention) Die Beteiligung des Kindes 
und sein Recht auf eigene Meinung 
sind ein fundamentale Kinderrecht.

Die ideologische oder religiöse 
Ausrichtung als solche sind nicht 
ausreichend für eine Kindeswohlge-
fährdung, es wäre eher zu prüfen, ob 
fundamentale Kinderrechte verletzt 
sind, die Lebensrealität der Kinder 
Anhaltspunkte für Kindeswohlgefähr-
dung enthält (s. o.), und ob durch die 
Einstellungen und Lebensweisen der 
Eltern eine Erziehung des Kindes zu 
einer eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfähigen Persönlichkeit (§ 1 
Abs. 1 SGB VIII) (dauerhaft) verhindert 
werden würde (Projekt Eltern Stärken, 
2020, S. 18). 

Mitarbeiter*innen in Erziehungs- 
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Der Elternautonomie ist durch 
das Grundrecht der Kinder auf 
gedeihliches Aufwachsen und 
freie Entfaltung und Entwicklung 
der eigenen Persönlichkeit eine 
Grenze gesetzt. 
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Jugend- und Familienberatungsstellen 
bewegen sich in der Beratung einiger 
Familien in diesem Spannungsfeld, sie 
sind Fachkräfte im Umgang mit Kindes-
wohlgefährdungen. In den Beratungs-
stellen regeln Konzepte den Umgang 
mit einer Situation, bei der es sich 
möglicherweise um eine Kindeswohl-
gefährdung handelt. Das Einbeziehen 
einer InsoFa (insoweit erfahrenen Fach-
kraft) zur Gefährdungsabschätzung, 
ein klares, sensibles Gespräch mit den 
Eltern, um zu prüfen, welche Ressour-
cen zur Abwendung der Gefährdung 
bestehen, die Erstellung eines Schutz-
planes, gegebenenfalls eine Meldung 
an das zuständige Jugendamt, sind 
gängige Praxis. Im Gespräch mit den 
Eltern könnten die gemeinsame Refle-
xion der möglichen Auswirkungen auf/
für das Kind oder auch das Aufklären 
über mögliche Auswirkungen hilfreich 
sein. Auch wenn die Kriterien einer 
Kindeswohlgefährdung nicht erfüllt 
sind, man sich eher im Bereich einer 
Kindesentwicklungsgefährdung bewegt, 
ist dies ein sinnvolles Vorgehen. Ziel 
sollte sein, die Eltern möglichst in der 
Beratungsbeziehung zu halten, um das 
Familiensystem und vor allem die Kin-
der nicht aus dem Blick zu verlieren. 

Entwickeln und Reflektieren 
der eigenen Haltung 
Für einen klaren Umgang mit dem 
Thema Demokratieförderung in der 
Beratungsstelle ist eine Selbstreflexi-
on der Fachkräfte unabdingbar. Diese 
muss auf zwei Ebenen geschehen. Zum 
einen geht es um Fragen wie: »Wie 
stehe ich selbst zu einzelnen Teilen der 
Bevölkerung? Wie sind meine eigene 
Werte? Wo sind meine Toleranzgren-
zen?« Hier geht es um das Bewusst-
werden eigener Werte und Vorurteile 
und um das Reduzieren blinder Flecken 
auf Seiten der Beratenden. Hierüber ist 
auch eine Auseinandersetzung im Team 
sinnvoll und hilfreich, um Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten zu erkennen und 
im Bedarfsfall zu thematisieren. Auf der 
zweiten Ebene geht es um das Ver-
halten in Bezug auf in die Beratungs-
stellen hineingetragene Haltungen, die 
konträr zu dem erarbeiteten Leitbild 
und/oder eigenen Werten stehen. Hier 
stehen Fragen im Raum wie: »Wie 
stark ist mein eigenes Bedürfnis nach 
Kongruenz/Echtheit? Wie gehe ich in 
relevanten Situationen vor; bin ich 

direkt oder eher zurückhaltend?« Eine 
Auseinandersetzung damit bildet die 
Basis für sicheres Handeln. Ziel ist die 
Entwicklung einer persönlichen Haltung 
im Sinne eines bewussten Auftretens 
und das Erkennen eigener Toleranz-
grenzen, weniger im Sinne von Ertra-
gen und Aushaltenkönnen, sondern 
eher im Sinne von: »Was bin ich bereit 
mitzutragen, auszublenden oder anzu-
sprechen?«.

Fühlt die Beratungsfachkraft sich 
in ihren eigenen Werten über die To-
leranzgrenzen hinaus berührt, merkt 
das Gegenüber möglicherweise deren 
innere Grenzen an der Körpersprache 
und Mimik. Staut die beratende Per-
son gegebenenfalls auch Ablehnung 
auf und grenzt sich dann eher ärger-
lich trennend ab, gefährdet das die 
beraterische Beziehung möglicherwei-
se mehr als freundliche, aber direkte 
und klare Ansprache. Im Idealfall lässt 
sich eine gute Beratungsbeziehung 
indirekt und direkt zu Wertevermitt-
lung nutzen. 

Möglichkeiten im Umgang 
mit Äußerungen von 
gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und 
demokratiegefährdendem 
Inhalt im Gespräch 
Äußern sich Ratsuchende im Gespräch 
diskriminierend gegenüber anderen 
Menschengruppen – diffamieren sie 
z. B. andere Mitarbeiter*innen von 
Institutionen, beschimpfen radikal 
demokratische Strukturen oder In-
stitutionen – so stellt sich die Frage, 
wie man als Berater*in damit umgeht. 
Auftrag der Erziehungsberatung ist 
in erster Linie die individuelle Unter-
stützung der Familie, dennoch sind 
Beratungsstellen auch Teil des demo-
kratischen Systems und vertreten des-
sen Werte. Wenn Ratsuchende diese 
Werte nicht akzeptieren, bewegt man 
sich im Spannungsfeld der Aufrechter-
haltung der beraterischen Beziehung, 
des Einstehens für die Grundwerte 
der Einrichtung, der Gesellschaft und 
der persönlichen Toleranz(grenzen). 
Parallel läuft die oben genannte 
Reflexion der Situation der Kinder. Im 
Folgenden wird eine (unvollständige) 
Reflexion von Handlungsoptionen für 
die individuellen Fallkonstellationen 
dargestellt:

Ausblenden (der Äußerungen) und 
Konzentration auf das Sachthema
Gelegentlich macht es Sinn, nicht auf 
getätigte Äußerungen einzugehen. 
Das »Überhören« und Hinwenden zum 
eigentlichen Thema der Elternberatung 
gefährdet vordergründig nicht die Bera-
tungsbeziehung. Dies ist möglicherwei-
se am Anfang einer Beratung sinnvoll, 
oder auch, wenn man sich gerade in 
einer sensiblen Phase bezüglich ande-
rer Themen befindet. Wichtig ist, dass 
Beratungsfachkräfte reflektieren, ob sie 
eine innere negative Haltung gegen-
über diesen Ratsuchenden aufbauen. 
Auch wird durch das »Überhören« 
signalisiert, dass man die Äußerungen 
duldet und toleriert. 

Erfragen des »Frusts hinter dem Frust«
Eine weitere Option besteht darin, 
auf das vermutete Gefühl hinter den 
abwertenden Äußerungen einzugehen 
und gemeinsam mit den Klient*innen 
deren Enttäuschung, Ärger, Hilflosigkeit 
und Existenzängste zu ergründen, die 
ja in die Familie hineinwirken. Dies 
kann sich sowohl stärkend auf die Be-
ratungsbeziehung auswirken, als auch 
die Ratsuchenden in der Reflexion der 
eigenen Verhaltensweisen unterstützen. 
Allerdings kann es auch dazu führen, 
dass Ratsuchende die Verknüpfung 
nicht herstellen wollen und den Raum 
für weitere Äußerungen nutzen. 

Indirektes Ansprechen
Ein Benennen problematischer Äuße-
rungen unter Vermeidung einer Kon-
frontation kann hilfreich sein, wenn 
die Äußerungen im Graubereich sind 
oder eine Gefährdung der Beratungs-
beziehung vermieden werden soll. »Zu 
diesem Thema gibt es verschiedene 
Meinungen.« Alternativ: »Ihre Aussa-
gen, könnten durchaus als irritierend/
problematisch/rassistisch verstanden 
werden. Aber wir haben ja hier ein 
wichtiges anderes Thema: Es geht um 
ihr Kind.« 

Direktes Ansprechen
Ein direktes Bitten um Unterlassung, 
ggf. mit Hinweis auf Leitbild oder Haus-
ordnung und Zurückführung auf das 
Thema der Beratung wäre beispielswei-
se: »Diese Äußerungen gehören nicht 
hierher.« Oder: »Bitte unterlassen Sie 
solche Äußerungen. Wir wollen hier in 
einem Klima gegenseitigen Respekts 
über die Belange Ihrer Kinder reden.« 
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Dies kann die Beratungsbeziehung 
irritieren, setzt andererseits klare Rah-
menbedingungen und gibt Ratsuchen-
den Orientierung.

Widersprechen
In manchen Situationen lohnt sich 
auch, deutlich Haltung zu zeigen oder 
zu widersprechen. Die Erziehungs- und 
Familienberatung ist kein direktes In-
strument demokratischer Bildung, eine 
inhaltliche Auseinandersetzung bietet 
jedoch eine Chance für Entwicklung. 
Beratungsfachkräfte sollten dafür vorab 
die eigene Haltung auch gegenüber 
den jeweiligen Ratsuchenden prüfen, 
weil nur unter dem Vorzeichen des 
Respekts eine Argumentation gut gelin-
gen kann. Möglichkeiten sind z. B.:
•	 indirektes Widersprechen mit Hin-

weis auf anderen Kontext: »Mag 
sein, dass es dort so ist, aber an 
dieser Stelle ist es ja auch anders…«

•	 direktes Widersprechen der Aus-
sage im Sinne guter Argumentati-
onskultur: »Wissen Sie, ich sehe 
das anders. Da bin ich nicht Ihrer 
Meinung.« – gefolgt von 3 fakten-, 
erfahrungs-, oder wertebasierten 
Argumenten und einem abschlie-
ßenden Satz, Hinweis oder Wunsch.1

Die Aussagen der Ratsuchenden erfah-
ren durch diese Vorgehensweise eine 
Reaktion bzw. Aufmerksamkeit und 
die Werte der Berater*in und oder der 
Einrichtung werden sichtbar. Dies kann 
zur Irritation der Beratungsbeziehung 
führen, andererseits bleibt die Integri-
tät der Berater*in gewahrt.

Settingwechsel und Beratungsabbruch
In einigen Situationen ist auch ein 
Berater*innenwechsel oder sogar Bera-
tungsabbruch sinnvoll oder notwendig. 
Ratsuchende brechen gegebenenfalls 
die Beratung ab, wenn sie sich in ihren 
politischen oder ideologischen Äuße-
rungen kritisiert oder begrenzt fühlen. 
Auch wenn Beratungsfachkräfte emo-
tional zu involviert sind, oder Ratsu-
chende gesetzte Grenzen nicht wahren, 
ist über einen Berater*innenwechsel 
oder einen Beratungsabbruch nach-
zudenken. Dies ist vor allem vor dem 
Hintergrund des Kinderschutzes gut 
abzuwägen und sollte vom Team und 
der Leitung mitgetragen und ggf. su-

pervisorisch begleitet werden.

Kinder und Jugendliche

Kinder und Jugendliche spiegeln ihr 
Umfeld wider und können mitunter 
auch Äußerungen tätigen oder Verhal-
tensweisen zeigen, welche ausgrenzend 
und herabwürdigend sind. Beratungs-
fachkräfte, die mit Kindern und Jugend-
lichen arbeiten, kennen diese Thematik 
und erleben in letzter Zeit vermehrt 

Äußerungen von gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit. Häufig sind es 
Motive von Zugehörigkeit, Identitäts-
findung und auch Orientierung und 
Abgrenzung, die Kinder und Jugend
liche diese Äußerungen tätigen lassen. 
Für Beratungsfachkräfte ist es geboten, 
genau hinzuschauen: Steckt eine (mög-
licherweise auch entwicklungsgefähr-
dende) familiäre Einstellung dahinter, 
welche die Kinder und Jugendlichen 
wiederholen? Sind es Gruppenzuge-
hörigkeitsprozesse in der Schule oder 
Freundesgruppe? Will der junge Mensch 
sich mit der Beratungsfachkraft ausein-
andersetzen, um die eigenen Werte zu 
entwickeln? Oder gibt es Radikalisie-
rungsprozesse? Hier braucht es sensi-
bles Vorgehen, hinterfragen, ohne zu 
bewerten, erklären, ohne zu belehren, 
und gegebenenfalls den Austausch mit 
Kooperationspartnern in den Bildungs-
einrichtungen, um den Kinderschutz im 
Blick zu behalten. 

Gruppen
Besondere Relevanz hat das Verhalten 
zu ausgrenzenden und gruppenbe-
zogenen menschenfeindlichen Äuße-
rungen im Kontext von Multifamilien- 
und Gruppenangeboten. Der Schutz 
aller Anwesenden vor Diskriminierung 
hat hier einen hohen Stellenwert, im 
Sinne einer Demokratieförderung wäre 
ein reines Äußerungsverbot oder eine 
Ausgrenzung der Person mit dem 

problematischen Verhalten jedoch als 
wenig förderlich anzusehen. Gera-
de der traditionell niedrigschwellige 
Zugang ist ja genau dafür sinnvoll, 
auch solche Familien zu erreichen, 
denen es aus verschiedenen Gründen 
schwerfällt, Unterstützungssysteme in 
Anspruch zu nehmen. Dabei sind vor 
allem die Kinder dieser Familien im 
Blick zu behalten. Im Impulspapier zu 
Demokratiebildung und -förderung in 
Familienbildung und -beratung machen 
die Autorinnen diesen Punkt als ein 

zentrales Handlungsfeld aus, welches 
bisher zu wenig beachtet wurde und 
notwendig zu vertiefen wäre (Dubis-
ki et al., 2022). Für den Umgang mit 
diesem Konflikt ist die Klarheit der 
Haltung der Beratenden, das Vorhan-
densein eines (inneren) Leitfadens und 
auch das Erarbeiten einer Gruppenethik 
gemeinsam mit den Teilnehmenden 
unerlässlich, um eine solch schwierige 
und komplexe Situation fachlich gut 
begleiten zu können. 

Weiterentwickeln 
von Leitbildern und 
Konzeptionen
Gemeinsam mit Leitungen und Trä-
gern sollte geprüft werden, ob es in 
Zeiten zunehmender Radikalisierung 
in Verhalten und Sprache ausreichend 
ist, auf eine Offenheit in der Arbeit 
gemäß Art. 3 Abs. 3 GG hinzuweisen 
oder ob es expliziterer Formulierungen 
bedarf. Das Grundrecht: »Niemand 
darf wegen seines Geschlechts, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauung benachteiligt 
oder bevorzugt werden. Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benach-
teiligt werden«, gilt nicht nur für die 
Mitarbeitenden der Beratungsstellen im 
Umgang mit den Ratsuchenden oder 
untereinander, sondern sollte auch 
Basis der allgemeinen Gesprächskultur 

In manchen Situationen lohnt 
sich auch, deutlich Haltung  
zu zeigen. 
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1 5-Satz-Methode oder 5-Satz-Technik, angelehnt 
an die antike Rhetorik-Lehre, weiterentwickelt nach 
Benjamin Winkler, Antonio Amadeus-Stiftung. 
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in einer Beratungsstelle sein. Möglich-
keiten, dies deutlich zu machen, sind 
explizite Formulierungen wie: »Wir 
stehen für Vielfalt und Diversität«, 
oder »Diskriminierungen jeglicher Art 
werden nicht geduldet« in Leitbildern 
und Konzeptionen, auf Flyern, Internet
auftritten oder Aushängen. Hier bedarf 
es Absprachen im Team sowie mit den 
jeweiligen Trägern. In Schutzkonzepten 
lässt sich beispielsweise auch ein Ver-
haltenskodex für Fachkräfte gegenüber 
Ratsuchenden beschreiben. Klausurtage 
bieten Raum, die eigenen Haltungen zu 
eruieren, gemeinsame Standpunkte zu 
definieren und entsprechende Hand-
lungsmöglichkeiten zu erarbeiten. 

Ressourcen von Beratungsstellen,  
sich mit diesem Thema auseinander-
zusetzen
Es gibt viele Optionen, die Mitarbeiten-
de von Beratungsstellen für das Thema 
zu sensibilisieren und handlungs
sicherer zu machen: 
•	 Selbstreflexion der eigenen Haltung 

und eigenen Sprache
•	 Sensibilisierung und Schulung von 

Mitarbeiter*innen: 
z. B. spezifische Weiterbildung zu 
Themen wie Demokratiegefährdung, 
verfassungsfeindliche Äußerungen 

und Symbole, Sekten und Verschwö-
rungsideologien 

•	 Argumentationstrainings, Kommuni-
kationstrainings

•	 Weiterentwickeln von Leitbild, Kon-
zeption, Hausordnung ggf. gemein-
sam mit Leitung und Träger 

•	 Erweiterung des Schutzkonzepts 
•	 Klausurtage im Team
•	 Supervision.

Fazit
Das gesellschaftlich virulente Thema 
antidemokratischer Haltungen und 
der Anstieg extremistischer Ideolo-
gien macht auch vor den Erziehungs-
beratungsstellen nicht Halt. In den 
Darlegungen wird deutlich, dass 
Beratungsarbeit im Sinne von Kinder- 
und Menschenrechten eine Umgebung 
braucht, in der die Werte dieser Rechte 
geteilt werden, was den Auftrag der 
Institutionen über den direkten fach-
lichen, pädagogisch-psychologischen 
Inhalt hinaus erweitert. Dies erfordert 
eine inhaltliche und fachliche Ausei-
nandersetzung der Fachkräfte mit den 
Themen Demokratie und Kinder- und 
Menschenrechte sowie deren Gefähr-
dungen, die einerseits nach innen wirkt 
und mehr Handlungssicherheit herstellt 

und andererseits als klare Positionie-
rung nach außen sichtbar wird, etwa 
durch explizite Formulierungen, wel-
che in Leitbildern, Konzepten, Flyern 
und Internetpräsenzen veröffentlicht 
werden. 

Die Träger und Leitungen der Bera-
tungsstellen sollten sich der Rolle von 
Erziehungs- und Familienberatung im 
Prozess der Demokratieförderung stel-
len, für das Thema sensibilisiert wer-
den und entsprechende Konzepte für 
den Umgang mit schwierigen Situati-
onen erarbeiten. Was genau eine spezi-
fische Beratungsstelle braucht, und wie 
dieser Prozess der Auseinandersetzung 
mit der eigenen Haltung, der Positio-
nierung und den konkreten Handlungs-
möglichkeiten jeweils aussieht, muss 
basierend auf den Impulsen des Teams 
einer Beratungsstelle unter Berücksich-
tigung des Leitbildes des jeweiligen 
Trägers definiert werden und die be-
sonderen Begebenheiten der jeweiligen 
Sozialräume berücksichtigen. Natürlich 
benötigt diese Auseinandersetzung 
Zeit und Ressourcen, welche dafür zur 
Verfügung gestellt werden müssen. Das 
ist angesichts permanent angespann-
ter Finanzlagen in vielen Kommunen 
nicht einfach, doch im allgemeinen 
gesellschaftlichen Interesse, um einen 
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